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Anhebung der Quote für sonder pädagogische För der ung mit  dem Zi el des  inkl usi ven Unterrichts  

ENTSCHLIESSUNGSANTRAG 

der Abgeordneten Harald Walser, Helene Jarmer, Freundinnen und Freunde 
 
betreffend Anhebung der Quote für sonderpädagogische Förderung mit dem 
Ziel des inklusiven Unterrichts 
 
eingebracht im Zuge der Debatte über den Bericht des Budgetausschusses über die 
Regierungsvorlage (50 d.B.): Bundesgesetz über die Bewilligung des 
Bundesvoranschlages für das Jahr 2014 (Bundesfinanzgesetz 2014 - BFG 2014) 
samt Anlagen (138 d.B.) – UG 30 
 
 

BEGRÜNDUNG 

 

Das Recht auf sonderpädagogische Förderung wird durch die mangelnde 
Bereitstellung von Werteinheiten für Begleit- und FörderlehrerInnen untergraben. 
Derzeit gehen die Vereinbarungen im Finanzausgleich von nur 2,7% der 
SchülerInnen einen sonderpädagogischen Förderbedarf aus. Tatsächlich sind es 
aber weit mehr, laut Statistik Austria haben 5,2% der PflichtschülerInnen einen 
sonderpädagogischen Förderbedarf.  
 
Zwar wird von einigen Experten die bestehende Kontingentierung der Planstellen 
kritisiert und stattdessen ein am individuellen Bedarf orientiertes Zuteilungssystem 
gefordert, die Anhebung der SPF-Quote würde aber schon ein erster Schritt in 
Richtung Bedarfsdeckung geben und ließe sich kurzfristig umsetzen. 
 
Derzeit werden Sonderschulen und integrativer bzw. inklusiver Unterricht 
unterschiedlich finanziert. Ziel der sonderpädagogischen Förderung muss ein 
inklusives Schulsystem sein, in dem keine Sonderschulen mehr benötigt und alle 
SchülerInnen individuell gefördert werden können. 
 
 

Die unterfertigenden Abgeordneten stellen daher folgenden 
 
 

ENTSCHLIESSUNGSANTRAG 
 
 
Der Nationalrat wolle beschließen: 
 
„Die Bundesregierung wird aufgefordert, in einem ersten Schritt die Quote für den 
sonderpädagogischen Förderbedarf von 2,7% auf 5 % anzuheben. Die Zuteilung der 
Mittel muss mit dem Ziel des inklusiven Unterrichts erfolgen.“ 
 

http://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXV/I/I_00138/index.shtml

